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Vorwort

Der vorliegende Band Fachkunde für Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte gehört zu 
der vom Verlag Europa-Lehrmittel herausgegebenen Fachbuchreihe Rechtliche Bildung.

Das Werk lehnt sich eng an den Rahmenlehrplan für den Ausbildungsberuf Rechtsanwalts-
fachangestellte und an die ReNoPat-AusbV vom 17. Dezember 2008 an. Beide Rechts-
verordnungen sind in dem Konzept durch Lernziele vereint. Die Schüler werden weder 
über- noch unterfordert. Um das Ausbildungsziel zu erreichen und damit die Leistung 
vergleichbar zu machen, sind die Lernziele den einzelnen Lerngebieten vorangestellt.

Die Voranstellung der Lernziele bedeutet für die Schüler eine richtungsweisende Sicher-
heit, welche Lerninhalte aufzunehmen und zu verarbeiten sind, um die angestrebten 
Lernziele zu erreichen. Für Lehrer und Ausbilder ist damit die Möglichkeit eröffnet, pä-
dagogische und didaktische Schwerpunkte zu setzen. Nicht die im Rahmenlehrplan for-
mulierten Grobziele sind allein entscheidend, sondern die Schritte zur Erreichung dieser 
Ziele. Die materielle Substanz wird nach der Voranstellung der Lernziele in dem Informa-
tionsteil dargeboten.

Gegenüber den herkömmlichen Lehr- bzw. Lernbüchern liegen Bedeutung und Aktua-
lität des Konzepts darin, dass die Lerninhalte schrittweise den Lernzielen entsprechend 
behandelt werden. Bezogen auf die Lernziele werden die Lerninhalte systematisch und 
schülergemäß dargestellt.

Die Bücher zeichnen sich dadurch aus, dass anhand praktischer und praxisnaher Fälle das 
Erlernte vertieft und angewandt wird, sodass nicht nur „Kenntnis“ der Materie besteht, 
sondern „Beherrschung“ des gesamten Stoffes. Ganzheitliches Lernen ist das prägende 
Element des Werkes. Im Mittelpunkt des Ausbildungsbemühens steht der selbstständig 
denkende und mit ausreichender Handlungskompetenz ausgestattete Mitarbeiter des 
Rechtsanwalts/Notars.

Lehrer und Ausbilder erhalten durch die vorliegenden Bände die zu erreichenden Lern-
ziele der Auszubildenden konzeptionell (systematisch) dargeboten. Damit ist eine enge 
Verzahnung im Dualen System zwischen Ausbilder und Lehrer geschaffen.

Der vorliegende Band enthält außer den Inhalten des Verfahrens- und Vollstreckungs-
rechts auch die Lerninhalte des Lerngebiets Rechtspflege. Die Kenntnis der Personen der 
Rechtspflege und der Zweige der Gerichtsbarkeit ist zum besseren Verständnis der fach-
kundlichen Inhalte notwendig.

Die oft schwierigen rechtlichen Tatbestände des Verfahrens- und Vollstreckungsrechts 
werden durch einfache Merksätze, klare Übersichten und kurze Fallbeispiele transparent 
und verständlich gemacht. Dabei haben sich die Verfasser bewusst an dem Lern- und 
Behaltevermögen der Schülerinnen und Schüler orientiert.

Fallgestaltungen mit mustergültigen Schriftsätzen und Aufgaben sind praxisnah und ent-
sprechen den Anforderungen, die bei Prüfungen für Rechtsanwaltsfachangestellte in allen 
Bundesländern gestellt werden.



Die Verfasser sind sich bewusst, dass dem vorliegenden Band trotz aller Sorgfalt Unrich-
tigkeiten anhaften können. Sie bitten deshalb Ausbilder, Kollegen und Schüler, das Buch 
zu prüfen und durch sachliche Kritik zur Verbesserung beizutragen.

Die Verfasser danken dem Verlag für die Ermöglichung des Projekts und die hervorra-
gende Unterstützung.

Rodalben-Neuhof und Hornbach, im Sommer 2008 Die Verfasser

Vorwort zur 11. Auflage

Bei der 11. Auflage wurde der Stand der Gesetzgebung bis zum Winter 2012/2013 berück-
sichtigt.

Insbesondere ist das

Lerngebiet IV: Die Zwangsvollstreckung

völlig neu bearbeitet worden.

Diese Neubearbeitung ist notwendig geworden, weil sich seit Erscheinen der 10. Auflage 
durch die große Reform des Zwangsvollstreckungsrecht 2013 zahlreiche Änderungen in 
dem Werk ergeben haben.

Vorwort und Änderungen zur 12. Auflage

Bei der 12. Auflage wurde der Stand der Gesetzgebung bis zum Winter 2014/2015 be-
rücksichtigt.

Insbesondere sind die im Lerngebiet IV: Die Zwangsvollstreckung enthaltenen Eurobe-
träge bei der Pfändung von Arbeitseinkommen auf den neuesten Stand der Gesetzge-
bung gebracht worden.

Wir danken allen Schülerinnen und Schülern, den Kolleginnen und Kollegen, den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie den 
Dozenten und Dozentinnen der Fort- und Weiterbildungseinrichtungen für ihre positive 
Kritik. Für weitere Anregungen und Hinweise sind wir dankbar.

Rodalben-Neuhof und Hornbach, im Winter 2014/2015 Die Verfasser
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Lerngebiet I:  Recht

Lernziele

Kapitel 1 bis 5: Rechtspflege

Wenn Sie die entsprechenden Kapitel durchgearbeitet haben, können Sie

w	� die Aufgaben des Rechts erläutern,

w	 jeweils anhand eines Beispiels Rechtssubjekte von Rechtsobjekten unterscheiden,

w	 den Unterschied zwischen dem subjektiven und dem objektiven Recht erklären,

w	 ihren Mitschülerinnen und Mitschülern die Symbole der Göttin Justitia erläutern,

w	 die Notwendigkeit der Gewaltenteilung erklären,

w	 die gesetzgebende, rechtsprechende und vollziehende Gewalt unterscheiden,

w	 Beispiele für die horizontale und vertikale Gewaltenteilung angeben,

w	� anhand von selbst gewählten Beispielen Gesetze, Rechtsverordnungen und Satzungen 
voneinander unterscheiden,

w	 erklären, was unter Privatrecht und öffentlichem Recht verstanden wird,

w	 gesetzliche Bestimmungen des materiellen und formellen Rechts nennen,

w	 Inhalte und Folgerungen des zwingenden und nachgiebigen Rechts erläutern,

w	 die Personen der Rechtspflege bestimmen, 

w	� die Funktionen (Aufgaben) des Richters, Staatsanwalts, Rechtsanwalts, Notars, Rechts-
pflegers, Urkundsbeamten der Geschäftsstelle und des Gerichtsvollziehers beschrei-
ben,

w	 angeben, für welche Streitigkeiten der Europäische Gerichtshof zuständig ist,

w	 die Verfassungsgerichtsbarkeit als Hüterin der Verfassungen erklären, 

w	 den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit erläutern,

w	 den Verhandlungsgrundsatz vom Untersuchungsgrundsatz unterscheiden,

w	� einige selbst gewählte Beispiele der streitigen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zuordnen,

w	 die Besetzung und Zuständigkeit der Zivil- und Strafgerichte erläutern,

w	 den Instanzenzug in Zivilsachen, Strafsachen und Bußgeldsachen nennen,

w	 anhand selbst gewählter Beispiele erklären, in welchen Sachen 
	 – die Arbeitsgerichtsbarkeit,  
	 – die Finanzgerichtsbarkeit, 
	 – die Sozialgerichtsbarkeit, 
	 – die Verwaltungsgerichtsbarkeit  
	 entscheidet, 

w	 die Instanzenzüge der besonderen Gerichtsbarkeit nennen.
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1.1		 Begriff und Wesen des Rechts

Das Recht hat die Aufgabe, das Zusammenleben der Menschen in der staatlichen Ge-
meinschaft durch verlässliche Regeln zu ermöglichen und damit den Rechtsfrieden zu 
wahren.

Diese Regeln existieren als Gebote (du sollst), als Gewährungen (du kannst) und als Ver-
bote (du darfst nicht).

1.1.1		 Die Sittlichkeit

Während das Recht grundsätzlich nur auf das äußere Verhalten des Menschen abzielt, 
strebt die Sittlichkeit (Moral, Ethik) die Ordnung menschlichen Zusammenlebens durch 
ein inneres Verhalten an, das die Moral und letztlich das Gewissen vorgeben.

Die Sittlichkeit kennt zwar keine Erzwingbarkeit ihrer Normen, verlangt von den Men-
schen aber mehr als das Recht.

1.1.2	 Die Sitte

Die Sitte will mit ihren Regeln das Zusammenleben der Menschen überschaubarer und 
angenehmer gestalten. Sie verlangt, wie das Recht, ein bestimmtes äußeres Verhalten 
ohne rechtlich verbindlich und erzwingbar zu sein.

1	 Einführung in das Recht

	 Beispiele,  

�l	Gebote (du sollst!)	 l	Gewährungen (du kannst!)	 l	Verbote (du darfst nicht!)

	 § 5 Abs. 1 StVO		  Art. 2 Abs. 1 GG		  § 12 Abs. 1 StVO
	 Art. 29 Abs. 1 ScheckG		  Art. 12 GG		  § 136a StPO
	 § 535 BGB		  § 903 S. 1 BGB		  § 829 Abs. 1 ZPO

	 Beispiel,  

�l	 �Gem. § 1601 BGB sind Verwandte in gerader Linie (das sind Eltern und Kinder) ver-
pflichtet, einander Unterhalt zu gewähren. Diese Vorschrift gilt nicht für Kinder unter-
einander.

	 Dass ein steinreicher Bruder seinen unverschuldet in wirtschaftliche Not geratenen 
Bruder unterstützt, verlangt nicht das BGB, sondern die Sittlichkeit (Gewissen).

	 Beispiele,  

�l	Sie tragen saubere Kleidung in der Schule und in der Kanzlei. 

l	Sie sind höflich und korrekt.



1.1.3	 Änderungen des Rechts

Im Laufe der Jahrhunderte haben sich die Ansichten, was Recht ist, gewandelt. So war es 
beispielsweise früher nicht unüblich, dass die Arbeitnehmer Kohlen und sonstige Feue-
rungsmittel mit ins Büro bringen mussten, damit das Arbeiten im Winter einigermaßen 
erträglich war. Die damaligen Lehrlinge mussten ihrem Lehrherrn noch das Lehrgeld für 
ihre eigene Ausbildung zahlen.

1.1.4	 Rechtssubjekt – Rechtsobjekt

Das Rechtssubjekt ist immer eine natürliche oder eine juristische Person (Frage WER?),  
an die sich die Rechtsnorm richtet.

Das Rechtsobjekt ist immer eine Sache oder ein nichtkörperlicher Gegenstand (Frage 
WEN oder WAS?), auf den sich das Recht des Rechtssubjekts bezieht.

	 Beispiele,   

�l	Natürliche Personen sind alle Menschen (Sie und ich).

l	Juristische Personen sind Personenvereinigungen oder Vermögensmassen
	 (AG, GmbH, die Stadt Ulm, die Rechtsanwaltskammer).

171  Einführung in das Recht

w	� Wenn wir uns nicht an die Gebräuche oder Anstandsregeln halten, müssen wir nicht 
mit Strafe, sondern eher mit Verachtung und Ausgrenzung rechnen (die Menschen 
rümpfen die Nase).

Merken Sie sich bitte:»

	 Beispiel,  

�l	� Mit der Erfindung des Computers oder der Landung auf dem Mond mussten Regeln ge-
schaffen werden, die die missbräuchliche Nutzung dieser Erfindungen verbieten und 
unter Strafe stellen.

	 Beispiele,  

�l	Kleider, Schuhe, Haus, Schreibtisch

w	� Unser Recht ist kein für alle Zeiten festgelegtes Recht, sondern wird den Erforder-
nissen der Wirtschaft und der Kultur angepasst.

Merken Sie sich bitte:»
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1.1.5	 Rechtsnormen

Rechtsnormen (normativ = richtungsweisend) oder Rechtssätze sind Regelungen in Ge-
setzen, die für eine Vielzahl von Menschen der Gesellschaft verbindlich sind.

Durch diese Vorschriften und Regelungen wird ein bestimmtes äußeres Verhalten der be-
troffenen Menschen erwartet.

1.2	 Die Rechtsordnung des Staates

1.2.1	 Das objektive Recht

Unter dem objektiven Recht ist die Gesamtheit aller geltenden Rechtssätze, Vorschriften 
und Regeln eines Staates zu verstehen, die für alle gleichermaßen Gültigkeit haben. Hier 
werden z. B. die rechtlichen Beziehungen der Menschen untereinander oder die Bezie-
hungen der Bürger zum Staat geregelt.

1.2.2	 Das subjektive Recht

Das subjektive Recht (Berechtigung) gewährt dem einzelnen Menschen rechtliche Befug-
nisse für sein Tun oder Unterlassen.

Sobald Sie also Eigentümer der gekauften Sache geworden sind, können Sie mit dieser 
Sache im Rahmen des Art. 14 GG und § 903 BGB nach Belieben verfahren.

	 Beispiele,  

�l	§ 823 BGB Schadensersatzpflicht

l	§ 1239 Abs. 1 BGB Mitbieten durch Gläubiger und Eigentümer

	 Beispiele,  

�l	BGB, HGB regeln die Beziehungen der Bürger untereinander.

l	GG, StGB regeln die Beziehungen zwischen Bürger und Staat.

	 Beispiele,  

�l	� Der Käufer kann vom Verkäufer auf Grund eines abgeschlossenen Kaufvertrages gem. 
§ 433 Abs. 1 BGB die Übergabe der gekauften Sache und die Eigentumsübertragung 
verlangen.

l	� Wenn Sie am Kiosk eine Zeitung kaufen, können Sie diese lesen und dann in einen Alt-
papiercontainer werfen; Sie können die Zeitung aber auch ungelesen verschenken oder 
zum Einpacken verwenden.



191  Einführung in das Recht

1.3	 Recht und Gerechtigkeit

Rechtsvorschriften sollen die zwischenmenschlichen Beziehungen regeln. Nun kann es 
aber vorkommen, dass eine Straße nicht gebaut werden kann, weil einige Grundstücks
eigentümer ihre Grundstücke, die zum Bau der Straße notwendig sind, nicht zur Ver
fügung stellen. Sie wollen diese Straße nicht. Für die Allgemeinheit ist aber der Bau der 
Straße wichtig.

Wenn nun die Eigentümer enteignet werden und die Straße doch gebaut wird, so werden 
diese Bürger die gerichtliche Entscheidung als „ungerecht“ empfinden. Die Allgemein-
heit wird jedoch dieser Entscheidung dankbar zustimmen.

Hier wird deutlich, wie schwierig es ist, Recht und Gerechtigkeit in völlige Übereinstim-
mung zu bringen.

Die Gerechtigkeit wird durch die Göttin Justitia oder Gerechtigkeitsgöttin  
symbolisiert:

Augenbinde	 =	 Gleichbehandeln (neutral, objektiv, unparteiisch)

Schwert	 =	 Durchsetzung des Rechts

Waage	 =	 Abwägen zwischen Recht und Unrecht

GerechtigkeitRecht

w	� Recht ist immer der Wille zur Gerechtigkeit. Gerechtigkeit heißt, dass alle Bürger 
am gleichen Maß gemessen werden sollen. Ohne Ansehen der Person soll gerichtet 
werden.

Merken Sie sich bitte:»

w	�� Recht	 =	 �Ordnung menschlichen Zusammenlebens durch Gebote, Gewährungen 
und Verbote.

w	� Sitte	 =	 das unter Menschen übliche Verhalten ohne rechtlichen Anspruch.

w	� Moral	 =	 richtet sich an die Gesinnung des Menschen ohne äußerlichen Zwang.

Merken Sie sich bitte:»
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RECHTSSICHERHEIT

RECHTSORDNUNG

RECHT

Gebote
(du sollst!)

GERECHTIGKEIT

Gewährungen
(du kannst!)

Verbote
(du darfst nicht!)

RECHTSFRIEDEN

Staatliche Gemeinschaft
braucht Regeln

§§

	 Zusammenfassung,  

�




